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Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts
vom 27. August 1999 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten des Revisionsverfahrens sind
nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die Beklagte nach den Vorschriften Ã¼ber
berufsfÃ¶rdernde Leistungen zur Rehabilitation zur FÃ¶rderung einer von der
KlÃ¤gerin absolvierten BildungsmaÃ�nahme zur HeilpÃ¤dagogin verpflichtet ist.

Die im Jahre 1961 geborene KlÃ¤gerin absolvierte von 1981 bis 1985 eine
Ausbildung zur Erzieherin und war anschlieÃ�end in diesem Beruf tÃ¤tig. Im
November 1989 beantragte sie die GewÃ¤hrung berufsfÃ¶rdernder Leistungen zur
Rehabilitation und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung ua an, daÃ� sie sich durch die
Anforderungen des Berufes der Erzieherin psychisch extrem Ã¼berfordert fÃ¼hle.
Die Arbeit mit Kindern mache ihr nicht nur keine Freude mehr â�� sie mache sie auf
Dauer "kaputt". Nachdem sie an einer MaÃ�nahme der Arbeitserprobung und
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Berufsfindung teilgenommen hatte, begann sie eine von der beklagten
Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit mit Rehabilitationsleistungen gefÃ¶rderte MaÃ�nahme
der beruflichen Umschulung zur Industriekauffrau. Diese MaÃ�nahme brach sie im
Februar 1992 aus gesundheitlichen GrÃ¼nden ab.

Vom 5. August 1992 bis 25. Januar 1994 nahm die KlÃ¤gerin erfolgreich an einer
Ausbildung zur "Staatlich anerkannten HeilpÃ¤dagogin" an der Hedwig-Heyl-Schule,
Fachschule fÃ¼r HeilpÃ¤dagogik, Frankfurt am Main, teil. Die Beklagte lehnte eine
FÃ¶rderung der Umschulung zur HeilpÃ¤dagogin ab, da die KlÃ¤gerin nach den
eingeholten Ã¤rztlichen bzw psychologischen Gutachten den
Leistungsanforderungen der Umschulung und der anschlieÃ�enden TÃ¤tigkeit in
dem Beruf nicht in ausreichendem MaÃ�e gewachsen sei (Bescheid vom 21. August
1992; Widerspruchsbescheid vom 2. MÃ¤rz 1993).

Das Sozialgericht hat die auf GewÃ¤hrung von berufsfÃ¶rdernden Leistungen zur
Rehabilitation gerichtete Klage abgewiesen. Das Landessozialgericht (LSG) hat
AuskÃ¼nfte vom Berufsverband der HeilpÃ¤dagogen (BHP) eV sowie dem
Deutschen Berufsverband der Sozialarbeiter/Sozialarbeiterinnen,
SozialpÃ¤dagogen/SozialpÃ¤dagoginnen, HeilpÃ¤dagogen/HeilpÃ¤dagoginnen
(DBSH) eV und ein psychiatrisches SachverstÃ¤ndigengutachten (D. ) mit
testpsychologischem Zusatzgutachten (Dipl.-Psychologe U. ) eingeholt. Das LSG hat
die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckgewiesen und zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt,
es sei Ziel der Rehabilitation, die volle ErwerbsfÃ¤higkeit zu erreichen. Der
Behinderte kÃ¶nne deshalb nicht verlangen, zu einem Beruf umgeschult zu werden,
in dem er nur in einem Teil des Berufsfeldes einsatzfÃ¤hig sei, wenn fÃ¼r andere
Berufe eine solche EinschrÃ¤nkung nicht bestehe. Die volle ErwerbsfÃ¤higkeit im
Beruf als HeilpÃ¤dagogin bestehe fÃ¼r die KlÃ¤gerin nicht. Nach den von den
BerufsverbÃ¤nden eingeholten AuskÃ¼nften sei es nicht auszuschlieÃ�en, daÃ� die
KlÃ¤gerin in "integrativen Einrichtungen" (zB KindertagesstÃ¤tten, Schulen oder
Kinder- bzw Jugendheimen) auf Arbeitsbedingungen treffe, durch die sie sich zur
Aufgabe des Berufes als Erzieherin gezwungen gesehen habe. In der
HeilpÃ¤dagogik werde ebenfalls eine Betreuung in GroÃ�gruppen durchgefÃ¼hrt.
Auch wenn heilpÃ¤dagogisch zu betreuende Kinder sich in diesen GroÃ�gruppen in
der Minderheit befÃ¤nden, mÃ¼sse davon ausgegangen werden, daÃ� die
KlÃ¤gerin angesichts der bei schwerstbehinderten Kindern und Jugendlichen
anzutreffenden Probleme einer Belastung ausgesetzt wÃ¼rde, die derjenigen
vergleichbar sei, wie sie sie wÃ¤hrend der ErziehertÃ¤tigkeit erlebt habe. Der
SachverstÃ¤nde D. habe zwar in seinem Gutachten ausgefÃ¼hrt, die Umschulung
zur HeilpÃ¤dagogin sei aufgrund der damaligen Lebenssituation und der starken
beruflichen Motivation der KlÃ¤gerin geeignet gewesen, deren LeistungsfÃ¤higkeit
im Erwerbsleben zu erhalten und sie wieder auf Dauer beruflich einzugliedern.
Zugleich habe der SachverstÃ¤ndige jedoch auch eingerÃ¤umt, daÃ� nicht sicher
beurteilt werden kÃ¶nne, ob die KlÃ¤gerin den Anforderungen der
heilpÃ¤dagogischen Betreuung von Kindern gewachsen sei, weil Ergebnisse einer
Belastungserprobung nicht vorlÃ¤gen bzw eine Belastung in Kleinkindergruppen
nicht stattgefunden habe. Der FÃ¶rderungsanspruch scheitere darÃ¼ber hinaus
auch daran, daÃ� die MaÃ�nahme nicht iS des Â§ 56 Abs 1 Satz 1
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) erforderlich gewesen sei, um die ErwerbsfÃ¤higkeit

                               2 / 6



 

zu erhalten, zu bessern oder herzustellen. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne im Beruf der
Erzieherin weiterhin wettbewerbsfÃ¤hig arbeiten. Denn fÃ¼r TÃ¤tigkeiten im
Berufsfeld der Erzieherin sei die KlÃ¤gerin nicht auf die mit besonderem StreÃ�
verbundene Arbeit mit Kindern beschrÃ¤nkt, der AuslÃ¶ser ihrer Beschwerden sein
solle. Das Berufsfeld der Erzieherin umfasse nÃ¤mlich auÃ�erhalb dieses Bereiches
zahlreiche berufliche MÃ¶glichkeiten, wie sie etwa in dem "Grundwerk ausbildungs-
und berufskundliche Informationen" (gabi Erzieher/in zugehÃ¶rige Berufe)
beschrieben seien.

Zur BegrÃ¼ndung ihrer â�� vom LSG zugelassenen â�� Revision trÃ¤gt die
KlÃ¤gerin vor, daÃ� dem grundsÃ¤tzlichen Anliegen des Gesetzgebers auf
dauerhafte Eingliederung in der Tat eine hohe Rangstelle zukomme. Eine
FÃ¶rderung solle danach richtigerweise nicht stattfinden, wenn lediglich die gute
MÃ¶glichkeit bestehe, daÃ� im neu erlernten Beruf die die Umschulung
auslÃ¶sende Behinderung nicht zum Tragen komme. Andererseits dÃ¼rfe eine
Umschulung nicht schon dann verwehrt werden, wenn lediglich nicht
ausgeschlossen werden kÃ¶nne, daÃ� die die Umschulung auslÃ¶sende
Behinderung sich auf dem angestrebten Berufsfeld negativ auswirken kÃ¶nne. Denn
diese Sichtweise fÃ¼hre zu einer Ã¼bermÃ¤Ã�igen EinschrÃ¤nkung der
verfassungsrechtlich zugesicherten Berufsfreiheit (Art 12 Grundgesetz (GG)). Nach
den vom LSG festgestellten Tatsachen liege der Fall so, daÃ� gesundheitliche
Bedenken gegen die Ausbildung zur HeilpÃ¤dagogin nicht bestÃ¤nden. Lediglich die
restriktive Anwendung von Â§ 56 AFG iVm Â§ 11 des Gesetzes Ã¼ber die
Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation (RehaAnglG) habe das LSG rechtlich
zu dem SchluÃ� kommen lassen, daÃ� eine FÃ¶rderung derzeit nicht in Betracht
komme, weil nicht auszuschlieÃ�en sei, daÃ� die KlÃ¤gerin auch in gewissen
Teilarbeitsgebieten wieder mit Kindern in einer GroÃ�gruppe konfrontiert werden
kÃ¶nne. Eine solche restriktiv einschrÃ¤nkende Sichtweise verstoÃ�e jedoch gegen
das Grundanliegen des Gesetzgebers, Behinderte beruflich neu zu integrieren. Der
Gesetzgeber selbst unterstelle die UnschÃ¤dlichkeit einer gewissen und wohl auch
nirgends auszuschlieÃ�enden RestgefÃ¤hrdung.

Mit der Feststellung, sie â�� die KlÃ¤gerin â�� habe auch im Beruf der Erzieherin
weiterhin wettbewerbsfÃ¤hig arbeiten kÃ¶nnen, habe das LSG ihren Anspruch auf
rechtliches GehÃ¶r verletzt. HÃ¤tte das LSG seinen Gedanken, daÃ� es im Beruf der
Erzieherin auch auÃ�erhalb des Bereichs der Arbeit mit Kindern ein ausreichendes
Einsatzgebiet gebe, ordnungsgemÃ¤Ã� in den ProzeÃ� eingefÃ¼hrt, so hÃ¤tte sie
entgegenhalten kÃ¶nnen, daÃ� dies unzutreffend sei. Der Beruf der Erzieherin sei
geradezu auf die Arbeit mit Kindern ausbildungsmÃ¤Ã�ig zugeschnitten und habe
frÃ¼her auch "KindergÃ¤rtnerin" geheiÃ�en. Soweit das LSG darauf verweise, daÃ�
auch Einsatzgebiete in der Arbeit mit Jugendlichen bis zur VolljÃ¤hrigkeit mÃ¶glich
seien, hÃ¤tte sie vortragen kÃ¶nnen, daÃ� hierfÃ¼r eine zusÃ¤tzliche berufliche
Qualifikation erforderlich sei.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom 27. August 1999 und das Urteil
des Sozialgerichts Frankfurt am Main vom 12. April 1996, den Bescheid der
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Beklagten vom 21. August 1992 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 2.
MÃ¤rz 1993 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, der KlÃ¤gerin
berufsfÃ¶rdernde Leistungen zur Rehabilitation durch FÃ¶rderung der Umschulung
zur HeilpÃ¤dagogin in der Zeit vom 5. August 1992 bis 25. Januar 1994 zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

II

Die zulÃ¤ssige Revision der KlÃ¤gerin ist nicht begrÃ¼ndet. Das Urteil des LSG
beruht nicht auf einer Gesetzesverletzung.

Ein Anspruch auf berufsfÃ¶rdernde und ergÃ¤nzende Leistungen zur Rehabilitation
bestehen nach Â§ 56 Abs 1 Satz 1 AFG (in der hier maÃ�gebenden Fassung durch
das RehaAnglG vom 7. August 1974, BGBl I 1881) fÃ¼r Hilfen, die erforderlich sind,
um die ErwerbsfÃ¤higkeit der kÃ¶rperlich, geistig oder seelisch Behinderten
entsprechend ihrer LeistungsfÃ¤higkeit zu erhalten, zu bessern, herzustellen oder
wiederherzustellen und die Behinderten mÃ¶glichst auf Dauer beruflich
einzugliedern. Nach Satz 2 der Vorschrift sind dabei Eignung, Neigung und bisherige
TÃ¤tigkeit angemessen zu berÃ¼cksichtigen. Eine inhaltlich Ã¼bereinstimmende
Regelung enthalten die fÃ¼r alle RehabilitationstrÃ¤ger geltenden SÃ¤tze 1 und 2
des Â§ 11 Abs 1 RehaAnglG.

Das LSG hat einen Anspruch auf berufsfÃ¶rdernde Leistungen zur Rehabilitation mit
der BegrÃ¼ndung verneint, die KlÃ¤gerin habe ungeachtet ihrer Behinderung
weiterhin in ihrem erlernten Beruf als Erzieherin arbeiten kÃ¶nnen, da sie nach
ihrem Gesundheitszustand in der Lage gewesen sei, Jugendliche bis zur
VolljÃ¤hrigkeit in den unterschiedlichsten Einrichtungen zu betreuen. Ob dieser
BegrÃ¼ndung des LSG, gegen die die KlÃ¤gerin ua einwendet, das LSG habe sie
damit Ã¼berrascht und folglich ihren Anspruch auf rechtliches GehÃ¶r verletzt, zu
folgen ist, lÃ¤Ã�t der Senat offen. Denn die Klage auf FÃ¶rderung der
durchgefÃ¼hrten Weiterbildung ist jedenfalls deshalb unbegrÃ¼ndet, weil es an der
Eignung des von der KlÃ¤gerin erlernten Berufs der HeilpÃ¤dagogin iS des Â§ 56
Abs 1 AFG, Â§ 11 Abs 1 RehaAnglG zur Erreichung des angestrebten
Rehabilitationsziels der dauerhaften Eingliederung fehlt.

Aus den vorgenannten Vorschriften ergibt sich die Zielsetzung der beruflichen
Rehabilitation, die berufliche Eingliederung des Behinderten in grÃ¶Ã�tmÃ¶glichem
Umfang und auf Dauer zu sichern (BSG SozR 2200 Â§ 1237a Nr 6; SozR 4100 Â§ 56
Nr 8). Dies hat zur Folge, daÃ� nur solche Berufe zu fÃ¶rdern sind, in denen sich die
Behinderung voraussichtlich nicht mehr auswirken wird. Der Behinderte soll durch
die gefÃ¶rderte BildungsmaÃ�nahme in die Lage versetzt werden, die erlernten
Kenntnisse und Fertigkeiten auf dem gesamten Berufsfeld uneingeschrÃ¤nkt zu
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verwerten, das durch die BildungsmaÃ�nahme erÃ¶ffnet wird. Leistungen der
beruflichen Rehabilitation kÃ¶nnen deshalb â�� wie das BSG zu Â§ 11 RehaAnglG
entschieden hat â�� grundsÃ¤tzlich nur gewÃ¤hrt werden, wenn der Behinderte die
Ausbildung fÃ¼r einen Beruf anstrebt, in dem eine gesundheitliche GefÃ¤hrdung
mÃ¶glichst vollstÃ¤ndig und auf Dauer vermieden wird (BSG SozR 3-4100 Â§ 556 Nr
2; Urteil vom 28. September 1999 â�� B 2 U 36/98 R â�� zur VerÃ¶ffentlichung
vorgesehen). Denn nur dann ist er auf dem Arbeitsmarkt in ausreichendem MaÃ�e
wettbewerbsfÃ¤hig. Dieser Rechtsprechung ist als Ã¼berzeugend zu folgen, weil sie
sicherstellt, das Rehabilitationsziel mÃ¶glichst dauerhaft zu erreichen.

Nach den insoweit nicht mit zulÃ¤ssigen und begrÃ¼ndeten VerfahrensrÃ¼gen
angegriffenen und daher fÃ¼r den Senat bindenden (Â§ 163 Sozialgerichtsgesetz
(SGG)) Feststellungen des Berufungsurteils ist die KlÃ¤gerin nur zu einem Teil des
Berufsfeldes der HeilpÃ¤dagogin einsatzfÃ¤hig. Denn zum Berufsfeld des
HeilpÃ¤dagogen gehÃ¶rt der Umgang mit Kindern, und zwar auch in Gruppen. Das
ausgeschlossene TÃ¤tigkeitsfeld ist â�� wie den Feststellungen des LSG
entnommen werden kann â�� auch nicht derart unbedeutend, daÃ� es bei der
Gesamtbetrachtung zu vernachlÃ¤ssigen wÃ¤re. Die Umschulung zur
HeilpÃ¤dagogin ist deshalb nicht geeignet, die wettbewerbsfÃ¤hige
Wiedereingliederung in das Berufsleben zu ermÃ¶glichen. Eine andere Beurteilung
der FÃ¶rderungsfÃ¤higkeit kann sich nur dann ergeben, wenn fÃ¼r die KlÃ¤gerin
Ã¼berhaupt kein Berufsfeld vorhanden wÃ¤re, auf dem sie ohne gesundheitliche
GefÃ¤hrdung tÃ¤tig werden kÃ¶nnte; nur in einem derartigen Fall wÃ¤re eine
BildungsmaÃ�nahme geeignet, die zu einem mÃ¶glichst geringen gesundheitlichen
Risiko bei der AusÃ¼bung der angestrebten TÃ¤tigkeit fÃ¼hrt (BSG SozR 3-2200 Â§
556 Nr 2; Urteil vom 28. September 1999 â�� B 2 U 36/98 R â�� zur
VerÃ¶ffentlichung vorgesehen). Eine Gestaltung, bei der ein berufliches Risiko in
Kauf genommen werden mÃ¼Ã�te, liegt hier jedoch nicht vor, weil die
Belastungssituation "Betreuung von Kindern in GroÃ�gruppen" nur in
vergleichsweise wenigen Berufen auftreten kann.

Der Einwand der Revision, die KlÃ¤gerin habe das MaÃ�nahmeziel mit Erfolg
erreicht und sei auch in dem Beruf der HeilpÃ¤dagogin erfolgreich und
gesundheitlich unbeschadet tÃ¤tig, fÃ¼hrt nicht zu einer anderen Beurteilung.
Denn damit wird die umfassende Zielsetzung des Rehabilitationsrechts nicht
erfaÃ�t. Dieser Zielsetzung wird nicht schon dadurch genÃ¼gt, daÃ� der Behinderte
infolge der gefÃ¶rderten BildungsmaÃ�nahme eine gesundheitsvertrÃ¤gliche
BeschÃ¤ftigung findet und ausÃ¼bt. Allein die AusÃ¼bung einer BeschÃ¤ftigung im
gefÃ¶rderten Beruf besagt nicht, daÃ� der Behinderte auf der Grundlage des
erlernten Berufes dauerhaft und in ausreichendem MaÃ�e auf dem Arbeitsmarkt
wettbewerbsfÃ¤hig ist. Denn der Behinderte muÃ� gegenÃ¼ber anderen Bewerbern
auf dem Arbeitsmarkt eine EinschrÃ¤nkung bei der Auswahl der in Betracht
kommenden Stellen insoweit hinnehmen, als die TÃ¤tigkeit nach ihrer konkreten
Gestaltung eine erneute gesundheitliche BeeintrÃ¤chtigung herbeifÃ¼hren
wÃ¼rde.

Die geschilderten Anforderungen an die Eignung von beruflichen
RehabilitationsmaÃ�nahmen fÃ¼hren entgegen der Auffassung der Revision nicht
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zu einer Ã¼bermÃ¤Ã�igen EinschrÃ¤nkung der verfassungsrechtlich zugesicherten
Berufsfreiheit. Insoweit ist darauf hinzuweisen, daÃ� ein Behinderter AnsprÃ¼che
auf FÃ¶rderungsleistungen der beruflichen Rehabilitation nur im gesetzlichen
Umfang erwirbt und er sich nicht zur Erweiterung dieser AnsprÃ¼che auf das
Grundrecht des Art 12 GG berufen kann, denn dieses Grundrecht schÃ¼tzt die
Berufsfreiheit gegenÃ¼ber staatlichen Eingriffen und begrÃ¼ndet allein keine
LeistungsansprÃ¼che (BSGE 69, 128, 130 = SozR 3-4100 Â§ 56 Nr 3). Zu den
Voraussetzungen fÃ¼r berufsfÃ¶rdernde Leistungen zur Rehabilitation gehÃ¶rt die
Eignung der MaÃ�nahme zur Erreichung des angestrebten Ziels. Die besondere
Bedeutung des Berufswunsches bei der Auswahl der MaÃ�nahme kommt deshalb
von vornherein nur zum Tragen, wenn der Behinderte einen die Eingliederung
gewÃ¤hrleistenden Beruf wÃ¤hlt, fÃ¼r den er uneingeschrÃ¤nkt geeignet ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 20.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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